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Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/57 „Heiligenröder Straße“
(Behandlung der Anregungen aus der öffentlichen Auslegung und Beschluss über
die Aufhebung)

E r l ä u t e r u n g

Anlass der Planung

Das Planungsgebiet des rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. VII/57 „Heiligenröder
Straße 57“ ist überwiegend als Gewerbegebiet festgesetzt. Im Einmündungsbereich Nies-
tetalweg ist parallel der Heiligenröder Straße ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
Bau/ Gartenmarkt ausgewiesen.

Bei dem Bebauungsplan Nr. VII/ 57 „Heiligenröder Straße“ aus dem Jahr 1999 besteht zu-
künftig kein Planungsbedarf mehr. Die in der Gebietsabgrenzung enthaltenen Flächen sind
überwiegend bebaut.

Des Weiteren ist beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof ein Verwaltungsstreitverfahren
anhängig. Die Stadt Kassel hatte im Jahr 2006 eine Baugenehmigung für die Errichtung
eines Outdoor- und Fahrradfachgeschäftes mit einer Verkaufsfläche von 1.000 m² und
Umnutzung eines bestehenden Outdoor- und Fahrradfachgeschäftes in ein Geschäft für
Tierbedarf mit Hinweis auf den Bebauungsplan versagt.

Die folgende Klage des Antragstellers beim Verwaltungsgericht Kassel blieb erfolglos. Das
Berufungsverfahren beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof wird voraussichtlich zu Un-
gunsten der Stadt Kassel ausgehen, da der Verwaltungsgerichtshof den Bebauungsplan
für fehlerhaft und damit unwirksam erklären wird. Auf dringenden Rat des Justiziariats der
Stadt Kassel soll folgendes Verfahren zur Vermeidung von möglichen Entschädigungsfor-
derungen durchgeführt werden.

Der Bebauungsplan wird aufgehoben, die bauplanungsrechtliche Beurteilung erfolgt für das
Plangebiet zukünftig nach § 34 Baugesetzbuch. Auf dieser Grundlage erteilt die Stadt Kas-
sel der Klägerin die beantragte Baugenehmigung zur Errichtung eines Fahrrad- und Out-
door-Fachgeschäftes in der Heiligenröder Straße 19 sowie die Nutzungsänderung des be-
stehenden Fahrradfachgeschäftes in ein Fachgeschäft für Tierbedarf auf dem Grundstück
Heiligenröder Straße 21. nach Maßgabe des Bauantrages vom 2. November 2006. Im Ge-
genzug wird die Klage beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof von der Klägerin zurück-
gezogen.

Es ist vereinbart, dass für die Dauer des Bebauungsplan-Aufhebungsverfahren das Ver-
waltungsstreitverfahren ruht.
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Verfahren

Mit dem Bebauungsplan werden die Planungsabsichten der Stadt dargelegt.

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel hat am 29.08.2011 den Aufhebungs-
und Offenlegungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. VII/ 57 „ Heiligenröder Straße“ ge-
fasst.

Nach § 4 a Abs.2 BauGB kann die Auslegung nach § 3 Abs.2 BauGB eines Bebauungs-
plans gleichzeitig mit der Einholung der Stellungnahmen nach § 4 Abs.2 durchgeführt wer-
den.

Die Öffentliche Auslegung und die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wurde vom
12.09.2011 bis einschließlich 14.10.2011 durchgeführt.

Während der öffentlichen Auslegung vom 12.09.2011 bis einschließlich 14.10.2011 gingen
Anregungen ein, deren Berücksichtigung nicht zur Änderung und Ergänzung der Planung
führte.

Es wird vorgeschlagen, die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1), die Behandlung der Anre-
gungen (Anlagen 2 und 3), die Begründung zur Aufhebung des Bebauungsplans (Anlage
4), die textlichen Festsetzungen (Anlage 5) und eine unmaßstäbliche Verkleinerung des
Bebauungsplans (Anlage 6) als Satzung zu beschließen.

gez.
Spangenberg

Kassel, 27. Oktober 2011


